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Status quo Verwaltungskooperationen – 
Wo stehen wir in Deutschland, auch im 
Vergleich zum Ausland? 

Seidel: Grundsätzlich gibt es drei Formen 
der Kooperation: Es sind zum einen die öf-
fentlich-privaten Partnerschaften (ÖPP) 
bzw. Public Private Partnerships (PPP). Auf 
der anderen Seite haben wir horizontale 
bzw. vertikale Kooperationen zwischen öf-
fentlich-rechtlichen Einrichtungen (ÖÖP). 
Eine dritte Form sind Partnerschaften zwi-
schen öffentlich-rechtlichen Einrichtungen 
und Bürgern/innen oder Vereinen (Kopro-
duktionen). Bei den PPP-Kooperationen 
gibt es Nachholbedarf. Bei den Verwal-
tungskooperationen und den Koprodukti-
onen ist der Trend steigend.  

Schröter: Das Thema der Kooperationen 
bei der Erbringung von öffentlichen Auf-
gaben hat im internationalen Vergleich 
einen sehr hohen Stellenwert. Die Treiber 
für Kooperationen sind: 1. die Vielzahl 
der Erbringer öffentlicher Leistungen und 
damit verbunden die Notwendigkeit der 
Zusammenarbeit aus funktionaler Sicht, 
2. der Anspruch der Bürger/innen nach 
mehr Service und Qualität bei der Leis-
tungserbringung (Stichworte: Leistungen 
aus einer Hand) und 3. der effektive und 
effizientere Einsatz von Ressourcen.

Wo gibt es rechtliche und technische 
Grenzen, oder sind die Bedenken von 
Politik und Verwaltung bei Kooperati-
onen nicht die wirklichen Grenzen? 

Schröter: Die Schranken in den Köpfen von 
Politik und Verwaltungsführung spielen 

beim Thema Kooperationen sicherlich eine 
große Rolle. In Deutschland sind viele Ver-
waltungen fachlich so spezialisiert, dass 
sie sich damit deutlich von anderen Ver-
waltungsbereichen abgrenzen (wollen). So 
fehlt der freie Blick für Verwaltungskoope-
rationen. Bei den Kooperationen mit Un-
ternehmen und Bürgern/Vereinen steht 
bei der Verwaltung immer noch zu sehr das 
Denken im Vordergrund, das man Aufga-
ben nur selbst erfüllen kann.

Seidel: Technisch ist fast alles möglich, 
aber es gibt natürlich rechtliche Gren-
zen, die die Technik einschränken – 
Stichwort: Datenschutz. Letztlich lassen 
sich aber rechtliche Grenzen verändern, 
wenn es sinnvoll ist und der politische 
Wille da ist. 

Schröter: Gerade das Datenschutzthema 
darf nicht zum Selbstzweck werden. Da-
tenschutz ist ein hohes und wichtiges 
Gut, aber manchmal habe ich das Gefühl, 
dass der Datenschutz auch als Vorwand 
genutzt wird, um Kooperationen zu ver-
hindern.  

Was kann Verwaltungskooperationen 
unterstützen und fördern?

Schröter: Politik und Verwaltung sollten 
zunächst einen breiteren Blickwinkel bei 
den Verwaltungsaufgaben bekommen, 
denn Kooperationen sind trotz aller Unter-
schiede in vielen Verwaltungsbereichen 
möglich. Die Anreize für Kooperationen 
liegen momentan vor allem bei den mög-
lichen Einsparpotentialen und zu einem 
Teil sicher auch in einer Service-Verbesse-

rung für die Bürger/innen. Im Bereich New 
Public Management wird häufig über die 
„Outcome-Orientierung“ gesprochen – z. 
B. in den angelsächsischen Ländern. Dort 
hat man erkannt, dass Kooperationen die 
Leistungserbringung und das Ergebnis 
verbessern können. Dabei ist aber wich-
tig, dass es Leistungsindikatoren gibt, die 
eine erfolgreiche Zusammenarbeit bewer-
ten und belohnen. Sonst fehlen die An-
reize für Kooperationen. 

Seidel: Im öffentlichen Sektor wird es nur 
dann zu Verbesserungen kommen, wenn 
die Outcomes als Beurteilungsmaßstab 
dienen. Dazu müssen die wirklich not-
wendigen Aufgaben definiert werden und 
wie die Aufgabenerfüllung verbessert 
werden kann. Nur wenn das Arbeitser-
gebnis die Messgröße ist, können Mitar-
beiter/innen auch dafür belohnt werden. 
Das gilt dann auch für die Politik, die sich 
darüber legitimieren muss, was das Er-
gebnis ihrer Arbeit ist. 

Schröter: Weitere Anreize für Verwal-
tungskooperationen sind auch Förde-
rungen, die z. B. Kommunen von den Län-
dern erhalten, wenn sie kooperieren. Sol-
che Fördermittel müssen so gestaltet 
sein, dass sie das Streben nach eigenen 
Interessen überragen. Die Anreize müs-
sen so sein, dass man auch bereit ist, in 
eine Zusammenarbeit einzutreten. 

Welche Möglichkeiten horizontaler und 
vertikaler Verwaltungskooperationen 
sehen Sie kurzfristig?

Schröter: Grundsätzlich werden zukünftig 
viele Kooperationen möglich sein, die wir 
uns bisher noch nicht vorstellen konnten. 
Die Finanzprobleme der öffentlichen 
Haushalte werden ein immer noch beste-
hendes Beharrungsvermögen aufweichen. 
Damit steigt die Bereitschaft zu Shared 
Services und Kooperationen über kommu-
nale Grenzen hinweg, aber auch über Län-
dergrenzen hinweg. 

Seidel: Kooperationen im Rahmen von 
Shared Services werden sicher kurzfristig 
zunehmen. Das zeigt auch das Projekt 
D115 zur einheitlichen Behördenrufnum-
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mer. Dort übernehmen Kommunen bereits  
Call-Center-Aufgaben für Nachbarkommu-
nen. Letztlich sind Kooperationen in allen 
Verwaltungsbereichen möglich, vor allem 
in Back-Office-Bereichen, wo kein direkter 
Kontakt zu den Bürgern/innen besteht.  

Schröter: Kooperation heißt vor allem die 
vielschichtige Zusammenarbeit mit ver-
schiedenen Partnern. Es geht auch darum, 
Netzwerke aufzubauen, in denen alle Be-
teiligten eine wichtige Funktion überneh-
men. So ein Netzwerk darf aber nicht nur 
aus öffentlichen Verwaltungen bestehen, 
sondern es müssen auch privatwirtschaft-
liche Unternehmen und gemeinnützige 
Institutionen beteiligt werden. Und auch 
Bürger/innen und Vereine gehören in die-
se Netzwerke zur Leistungserbringung. 
Solche Netzwerke zu installieren und zu 
managen wird zur Herausforderung für 
Verwaltung und Politik werden, denn Ko
operationsbereitschaft und -fähigkeit sind 
dazu notwendig. 

Seidel: Für diese Netzwerke spricht 
vieles, denn so können Kooperationen 
kurzfristig und temporär genutzt werden. 
Auch das spezielle Know-how der Beteilig
ten spielt eine wichtige Rolle. Die Verwal-
tung kann sich in den Netzwerken vor 
allem um die Organisation und die Qua-
litätssicherung kümmern. 

Schröter: Das ist aber auch die Heraus-
forderung. Die Verteilung der Aufgaben 
auf mehrere Schultern ist eine Entlastung 
für die Verwaltung – und wegen der nöti-
gen Kompetenz zur Steuerung und Koor-
dination eine Belastung zugleich. Die 
Verwaltung muss nämlich die Steue-
rungsfähigkeit behalten, und sie trägt 
weiterhin die Gesamtverantwortung. Die 
Verwaltung muss also den Prozess der 
Leistungserbringung stets im Blick haben 
und organisieren.

Ist man im Ausland beim Thema Verwal-
tungskooperationen weiter? 

Schröter: In vielerlei Hinsicht braucht man 
sich in Deutschland beim Thema Koopera-
tionen nicht zu verstecken. Vor allem die 
Kooperationen mit gemeinnützigen Trä-

gern hat eine lange Tradition, das gilt auch 
für Kooperationen im Rahmen der föde-
ralen Strukturen. Im Ausland sind die Part-
nerschaften mit der Wirtschaft deutlich 
ausgeprägter. Auch die – sozusagen von 
oberster staatlicher Stelle angeleitete –Zu-
sammenarbeit zwischen Verwaltungen ist 
im Ausland ausgeprägter, aber das liegt an 
den staatlichen Strukturen, die mit 
Deutschland nicht vergleichbar sind, weil 
wir sehr stark mit der kommunalen Selbst-
verwaltung und dem Föderalismus soziali-
siert worden sind. Aber das Bewusstsein 
und die Bereitschaft für Kooperationen 
nehmen auch in Deutschland zu. 

Seidel: Die föderalen Strukturen und die 
kommunale Selbstverwaltung tragen Ko
operationen schon in sich, auch wenn das 
häufig als Bremse bei Kooperationen ge-
sehen wird. Das Bewusstsein für Koopera-
tionen aller Art muss wachsen. Hierbei ist 
immer zu beachten, dass die Mentalität 
der jeweiligen Länder oft entscheidend ist 
für das Kooperationsverhalten. Hier muss 
auch angesetzt werden. 

Schröter: Im Ausland gibt es eigentlich 
zwei Tendenzen: In Skandinavien, Holland 
oder der Schweiz gibt es eine sehr rege 
Beteiligung von bürgerschaftlichen Insti-
tutionen. Die angelsächsischen Länder 
haben hingegen eine sehr viel höhere Af-
finität für Kooperationen mit der Wirt-
schaft. An beiden Entwicklungen können 
wir uns in Deutschland ein Beispiel neh-
men, aber das wird man nicht eins zu eins 
kopieren können und wollen, weil damit 
auch andere Machtverschiebungen ver-
bunden sein können, die für unser System 
gar nicht wünschenswert sind. 

Wie können Kooperationen zwischen Ver-
waltung und Bürgern/innen (Koprodukti-
onen) umgesetzt werden? 

Schröter: Sobald sich Bürger/innen als 
„Lückenbüßer“ für das sehen, was die öf-
fentliche Hand nicht mehr machen kann, 
können sie nur schwer für Kooperationen 
motiviert werden. Andererseits wollen 
Bürger/innen bei einer Beteiligung auch 
mitentscheiden können. Das ist ein ganz 
wichtiger Punkt. Außerdem sind Bürger-

Kooperationen immer dann möglich, wenn 
die Bürger/innen durch ihre Beteiligung 
einen unmittelbaren Vorteil aus der Mitar-
beit ziehen oder sie sich mit der Aufgabe 
identifizieren können. Vor allem die kom-
munale Verwaltung und Politik müssen 
das als Hebel erkennen und so das kom-
munale Leben revitalisieren. 

Seidel: Wenn die Verwaltung Koprodukti-
onen nur als „günstige“ Leistungserstel-
lung sieht, dann greift das zu kurz. Es geht 
vielmehr darum, dass die Leistungen mit 
den Bürgern/innen zielgerichteter, un-
komplizierter und auch wirtschaftlicher er-
bracht werden können. Es geht bei Kopro-
duktionen um ganz spezifische Dinge, bei 
denen die Bürger/innen auch ein entspre-
chendes Interesse haben, sich einzubrin-
gen. Aber die Bürger/innen müssen sich 
auch einbringen können. Und da sind wir 
dann wieder bei den Grenzen. Die Verwal-
tung muss eine Kooperation mit Bürgern/
innen wollen und den organisatorischen 
Rahmen dafür bieten. 

Abschließend noch eine Bemerkung zu 
den Kooperationen beim Personalma-
nagement?

Schröter: Der öffentliche Sektor wird der 
demographischen Entwicklung Rechnung 
tragen müssen. Ein in Personalfragen ab-
geschotteter öffentlicher Dienst ist nicht 
mehr zeitgemäß und auch nicht zukunfts-
fähig. Der Austausch zwischen öffent-
lichem und privatem Sektor und umge-
kehrt muss erleichtert werden. Aber auch 
innerhalb des öffentlichen Dienstes muss 
die Durchlässigkeit erhöht werden. Da-
her brauchen wir eine generalistische, in-
terdisziplinäre Ausbildung, die auf die 
Schnittstellen zwischen öffentlich und 
privat ausgerichtet ist.

Seidel: Der öffentliche Dienst wird auch 
Beschäftigte mit speziellen Kenntnissen 
benötigen – entweder zeitlich begrenzt 
oder auch längerfristig. Schon deshalb 
muss sich im Personalbereich des öffent-
lichen Dienstes vieles verändern und 
flexibler werden.    

Vielen Dank für das Gespräch!


